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 NEW YORK/FRANKFURT, 9. November

A
uf der langen Liste von Fehltritten
internationaler Banken wird mögli-
cherweise schon in dieser Woche

der nächste Punkt mit einer weiteren Milli-
ardenstrafe abgehakt. Nach Medienberich-
ten stehen Aufsichtsbehörden in Großbri-
tannien und den Vereinigten Staaten kurz
vor einem außergerichtlichen Vergleich
mit insgesamt sieben Großbanken. Die
Vorwürfe: Verfehlungen im Devisenhan-
del. Die Deutsche Bank gehört offenbar
nicht dazu, obwohl sie eine führende Rol-
le im globalen Devisenhandel spielt. Aller-
dings sind mit diesem Vergleich, dem ers-
ten nach seit mehr als einem Jahr andau-
ernden Ermittlungen, keineswegs alle Un-
tersuchungen von Währungsgeschäften
beigelegt. Die Deutsche Bank und einige
ihrer Konkurrenten stehen unter anderem
im Visier des amerikanischen Justizminis-
teriums. Die als aggressiv geltende Behör-
de hat strafrechtliche Ermittlungen ange-
strengt und zuletzt in anderen Fällen Re-
kordstrafen durchgesetzt.

In dem für diese Woche erwarteten Ver-
gleich haben sich Banken mit der briti-
schen Finanzaufsicht FCA und der ameri-
kanischen Bankenaufsicht OCC offenbar
auf Geldstrafen von umgerechnet insge-
samt rund 1,9 Milliarden Euro geeinigt.
Möglicherweise an dem Abkommen betei-
ligt sind auch die amerikanische Termin-
börsenaufsicht CFTC und die Notenbank
Fed, die ebenfalls in der Angelegenheit er-
mittelten. Zur Kasse gebeten werden die
britischen Institute Barclays, HSBC Hol-
dings und die Royal Bank of Scotland
Group, die Schweizer UBS sowie die ame-
rikanischen Banken JP Morgan Chase
und Citigroup. Die Bank of America hat
sich auf einen Vergleich mit der amerikani-
schen Aufsicht geeinigt und wird von den
Briten offenbar nicht belangt.

Die gegen die Banken erhobenen Vor-
würfe klingen nicht so drastisch wie er-
wartet worden war. Ursprünglich standen
die Banken unter dem Verdacht, Devisen-
kurse vorsätzlich manipuliert zu haben.
Gerügt wird jetzt aber offenbar nur eine
unzureichende Aufsicht über die Ange-
stellten im Devisenhandel sowie Mängel
in der internen Kontrolle. Einige Banken
dürften zudem gerüffelt werden, weil sie
bestimmte persönliche Geschäfte ihrer
Angestellten nicht unterbunden haben.
So sollen Devisenhändler auf ihren Privat-
konten Informationen über große und po-

tentiell marktbewegende Aufträge von
Bankkunden ausgenutzt haben.

Auf die britische FCA entfällt mit um-
gerechnet 1,9 Milliarden Dollar der Lö-
wenanteil der Einnahmen. Obwohl die
Summe im Vergleich zu den zuletzt in
Amerika verhängten Strafen niedrig er-
scheint, ist es für die britische Behörde
ein Rekord. Zum Vergleich: In den Verei-
nigten Staaten hatte allein die Bank of
America im August eine Rekordbuße von
17 Milliarden Dollar an das Justizministe-
rium und mehrere Bundesstaaten geleis-
tet. Die Behörden hatten der Bank vorge-
worfen, vor der Finanzkrise falsche Anga-
ben zu Ramschhypotheken gemacht zu
haben, die sie an Investoren verkauft hat.
Zusammengerechnet zahlten Banken in
den Vereinigten Staaten, darunter auch
die Deutsche Bank, in Zusammenhang
mit der Finanzkrise weit mehr als 100 Mil-
liarden Dollar an Aufsichtsbehörden.

Nachdem die Altlasten der Krise weitge-
hend bereinigt sind, scheinen Banken

vom Ausmaß der neu aufgetauchten
Rechtsrisiken wegen Fehlverhaltens im
Devisenhandel oder der mutmaßlichen
Manipulation von Referenzzinsätzen über-
rascht zu werden. So erhöhte die Bank of
America am Donnerstag wegen des anste-
henden Vergleichs ihre Rückstellungen
für Rechtsstreitigkeiten rückwirkend um
400 Millionen Dollar. Das radierte den
kleinen Gewinn aus, den die zweitgrößte
amerikanische Bank im dritten Quartal ge-
meldet hatte. Davor hatte wegen der er-
warteten Strafe schon der Branchendritte
Citigroup sein Quartalsergebnis um 600
Millionen Dollar reduziert. Die betroffe-
nen britischen Institute Barclays, HSBC
und Royal Bank of Scotland hatten ihre
Rückstellungen um einen jeweils dreistelli-
gen Millionen-Dollar-Betrag ausgeweitet.

Dass die Deutsche Bank nicht zu den
Verhandlungen der FCA mit den sechs
Großbanken herangezogen wurde, werte-
te Finanzvorstand Stefan Krause auf der
jüngsten Telefonkonferenz mit Analysten
als gutes Zeichen. Die Deutsche Bank

sieht sich damit offenbar nicht an der vor-
dersten Front. Diesen Eindruck versu-
chen auch Führungskräfte zu erwecken,
die sich auf interne Untersuchungen der
Bank berufen. Doch die Deutsche Bank
dürfte kaum ungeschoren davonkommen.
Der deutsche Branchenprimus kommt
nach Angaben der Publikation „Euromo-
ney“ hinter der Citigroup auf den zweit-
größten Marktanteil im internationalen
Devisenmarkt. Auf den nächsten Plätzen
folgen alle Banken, die am aktuellen Ver-
gleich beteiligt sind. Im bislang kaum re-
gulierten Währungshandel werden jeden
Tag mehr als 5 Billionen Dollar umge-
setzt – es ist das größte Segment der inter-
nationalen Finanzmärkte.

Die Deutsche Bank ist wegen der Auffäl-
ligkeiten im Devisenhandel längst in das
Visier der Aufsichtsbehörden geraten. Der
Zeitpunkt für mögliche Vergleichsverhand-
lungen steht bisher aber offenbar noch
nicht fest. Die deutsche Aufsicht ermittelt
ebenfalls. Die Bafin führt wegen der Affä-
re um manipulierte Referenzzinsen wie

den Libor oder den Euribor seit geraumer
Zeit eine Sonderprüfung der Deutschen
Bank durch. Die angeblichen Manipulatio-
nen von Wechselkursen haben die Aufse-
her auch auf den Plan gerufen.

Davon sollen aber auch andere deut-
sche Institute betroffen sein. Ein Kandi-
dat könnte die Commerzbank sein, die
sich im Mai von zwei Mitarbeitern ge-
trennt hat, die polnische Zloty handelten.
Auch die Deutsche Bank hat schon perso-
nelle Konsequenzen gezogen. Im Früh-
jahr wurden in New York drei Devisen-
händler entlassen, bei denen Auffälligkei-
ten im Handel mit dem mexikanischen
und argentinischen Peso festgestellt wur-
den. In London musste eine Händlerin ge-
hen, die für das Geschäft mit Notenban-
ken zuständig war.

Der anstehende Vergleich von Groß-
banken im Devisenskandal könnte der
Deutschen Bank nun eine Orientierung
für die dafür nötigen Rückstellungen ge-
ben. Im dritten Quartal hatte sie ihre Vor-
sorgen für Rechtsrisiken um 894 Millio-

nen auf rund 3 Milliarden Euro aufge-
stockt. Darunter dürfte sich auch ein ers-
ter Teilbetrag für die Devisenaffäre befin-
den, der sich an Strafen in der Libor-Affä-
re orientiert.

Nach Ansicht von Analysten muss dafür
möglicherweise aber noch eine größere
Summe zurückgestellt werden. Der für JP
Morgan tätige Analyst Kian Abouhossein
erwartet bis Ende 2016 weitere Rückstel-
lungen für Rechtsrisiken in Höhe von 4,1
Milliarden Euro. Sein Kollege Huw Van
Steenis von der Investmentbank Morgan
Stanley rechnet mit 3,8 Milliarden Euro.

Jürgen Fitschen, der Ko-Vorstandsvor-
sitzende der Deutschen Bank, hatte die es-
kalierenden Geldstrafen für Kreditinstitu-
te in Amerika kürzlich als unverhältnis-
mäßig und vielfach „nicht nachvollzieh-
bar“ bezeichnet. In seiner Rolle als Präsi-
dent des deutschen Bankenverbandes be-
mängelte Fitschen einen fehlenden Zu-
sammenhang zwischen der Höhe der Stra-
fen und dem Vorteil, den Banken aus ih-
rem Fehlverhalten gezogen hätten.

magr. FRANKFURT, 9. November. An-
fang dieses Jahres malte der Bundesver-
band E-Commerce und Versandhandel
die Online-Handelswelt noch in rosigen
Farben. Um 15,5 Prozent werde im Laufe
dieses Jahres der Umsatz von Online-Händ-
lern und Offlineversendern wachsen, bei
denen Kunden zum Beispiel per Katalog
oder Telefon bestellen können. Am Ende
des Jahres sollte die Branche so ein Ge-
samtumsatz von 55,8 Milliarden Euro errei-
chen, davon sollte der OnlineHandel 48,8
Milliarden Euro erwirtschaften.

Vor kurzem erfolgte dann die Korrek-
tur. Ende Oktober senkte der Online-
Handelsverband seine Prognose auf eine
einstellige Wachstumsquote für dieses
Jahr. Die Branche spüre das deutlich ge-
dämpfte Konsumklima in Deutschland,
hieß es zur Begründung. Für 2014 werde
aber immer noch ein einstelliges Wachs-
tum erreicht, das über dem des Einzel-
handels insgesamt liegen soll. „Der Inter-
aktive Handel hat sich einen so hohen
Anteil am Einzelhandel erarbeitet, dass
konjunkturelle Schwankungen das lang-
fristige Wachstum überlagern“, sagte Ver-
bandspräsident Gero Furchheim. Zwei-
stellige Zuwachsraten seien weiter mach-
bar. Aber: „Über den Grad des weiteren
Wachstums entscheidet neben dem kon-
junkturellen Umfeld vor allem, wann
neue Angebote bislang wenig versand-
handelsaffiner Branchen wie Lebensmit-
tel und Möbel breite Konsumentenschich-
ten überzeugen.“

Dass diese Branchen mit Blick auf den
Online-Handel zu den Nischen gehören,
zeigt auch eine aktuelle Studie des Markt-
forschungs- und Beratungsunterneh-
mens Konzept & Markt aus Geisenheim
bei Wiesbaden. Das Unternehmen hat

im September fast 10 000 Menschen ab
18 Jahren nach ihrem Online-Shopping-
verhalten in den vergangenen zwölf Mo-
naten befragt. In der repräsentativen Be-
fragung kristallierte sich heraus, dass ei-
nige Produktgattungen sehr häufig on-
line gekauft werden. Dazu zählen wenig
überraschend Bücher, CDs oder DVDs,
die 63 Prozent der Befragten im vergange-
nen Jahr online gekauft haben. Aber
auch Kleidung, Schuhe und Modeacces-
soires gehören dazu, genauso wie Elek-
trogeräte für Haushalt und Büro. Dage-
gen rangieren Lebensmittel, Tiernah-
rung oder auch Autoteile und -zubehör
sowie Wein und Spirituosen noch zu den
Nischenkategorien. Das sei auch ein Hin-
weis darauf, dass der Online-Handels-
markt relativ gefestigt sei, sagt Ottmar
Franzen, der Geschäftsführer von Kon-

zept & Markt. „Wenn sie sich Nischen er-
schließen, können aber auch neue Anbie-
ter noch punkten.“

Auch in anderer Hinsicht zeigen die
Ergebnisse der Studie, dass Online-Käu-
fer sich in relativ starren Mustern bewe-
gen: Wenn sich Verbraucher über neue
Produkte informieren, suchen sie da-
nach mehrheitlich auf amerikanischen
Plattformen. Den größten Anteil von
Suchvorgängen vereinigt dabei die Such-
maschine des Internetkonzerns Google
auf sich. Addiert suchen dort 61 Prozent
der Online-Käufer „sehr oft“ oder „oft“
nach Waren oder Dienstleistungen. Auf
dem zweiten Rang folgt mit 50 Prozent
Amazon.com, der größte Online-Händ-
ler der Welt. Den dritten Platz nehmen
dann Herstellerseiten oder Fachhändler
ein, zu denen auch reine Online-Händ-

ler zählen, etwa der Berliner Modever-
sender Zalando oder auch Mehrkanal-
händler wie die Hamburger Otto Grup-
pe. Andere Suchmaschinen, soziale Me-
dien oder Weblogs spielen dagegen nur
eine untergeordnete Rolle.

Die Fixiertheit auf amerikanische Han-
delsplattformen wie Amazon oder auch
Ebay schlägt sich auch in der Zahl der
Händler nieder, die überhaupt genutzt
werden. „Neben Amazon oder Ebay ha-
ben die Käufer zwei bis maximal drei wei-
tere Spezialanbieter“, sagt Franzen. Da-
bei kommt es aber auf die jeweilige Pro-
duktkategorie an, für die sich Verbrau-
cher interessieren. Mit einem Mittelwert
von 2,5 kaufen Modeinteressierte bei rela-
tiv vielen verschiedenen Angeboten on-
line ein. Den geringsten Wert erreicht die
Branche der Weinversender. Dort bestel-

len Online-Shopper im Schnitt bei 1,4 ver-
schiedenen Plattformen, Dabei zeigt sich
auch ein gewisser Gewohnheitseffekt.
„Wenn Online-Shopper einmal die für sie
relevanten Einkaufsplattformen gefun-
den haben, dann bleiben sie auch dabei“,
sagt Franzen. Branchenübergreifend ge-
ben 66 Prozent der befragte an, meistens
bei den selben Online-Shops zu suchen.
Gut ein Drittel zählt sich hingegen zu der
Gruppe, die noch gerne bei bisher unbe-
kannten Angeboten stöbert.

Je nach Produktkategorie spielt dabei
der Preis eine mal mehr, mal weniger
wichtige Rolle. Dabei gelte, dass günsti-
ge Preise nicht unbedingt billig sein müs-
sen, sagt Franzen. „Es kommt auf das
Verhältnis zwischen Preis und Leistung
an.“ Nichtsdestoweniger gibt es Bran-
chen, in denen ein niedriger Preis eine

besonders große Rolle als Kaufanreiz
spielt. Dazu zählen etwa Medikamente
und Arzneimittel, aber auch Autoteile
und -zubehör sowie Elektrogeräte. Bei
Lebensmitteln oder Möbeln hat ein güns-
tiger Preise hingegen eine weniger wich-
tige Rolle.

Im Gegensatz dazu bietet die Studie
aber auch einen Einblick, auf was Offline-
händler achten sollten, um mit der On-
line-Konkurrenz Schritt zu halten. Die
Verfügbarkeit der Ware ist dabei ein wich-
tiges Kriterium, das Offline-Shopper als
Vorteil gegenüber dem Online-Handel er-
achten. Die Beratungsleistung, die der sta-
tionäre Handel immer als Argument ins
Feld führt, ist dagegen eher nachrangig.
„Damit die Beratung wieder relevanter
wird, müssen Offlinehändler mehr darin
investieren“, sagt Franzen.

Die Zukunft des Online-Handels liegt in den Nischen
Der Verkauf über das Internet wächst in Deutschland nicht mehr so schnell wie früher / Eine Studie zeigt aber, dass es für neue Anbieter dennoch Spielraum gibt

Filiale der Bank of America in New York: Das Institut hat kurzfristig die Rückstellungen für Rechtsstreitigkeiten um 400 Millionen Dollar erhöht.  Foto Bloomberg
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Mehrere Institute
müssen für ihr Fehlver-
halten im Devisenhandel
büßen. Die Deutsche
Bank wird wohl erst
einmal nicht belangt.
Aber andere Aufseher
ermitteln weiter.

Von Norbert Kuls und
Markus Frühauf

Verfügbarkeit als Argument
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Welche Vorteile Offlineshopper sehen (in Prozent)1)

Direkte Mitnahme

Anschauen der Ware

Sparen von Versandkosten

Gute Beratung

Einfache Rückgabe/Umtausch

Einkaufserlebnis

Quelle: Konzept & Markt GmbH
1) gegenüber dem Onlinekauf; Mehrfachnennungen möglich

F.A.Z.-Grafik Kaiser

Amazon
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Sonstige1)

Google vor Amazon
Wo Onlineshopper nach Produkten suchen (Angaben in Prozent)

Google

Sehr oft Oft Gelegentlich Selten Nie

Quelle: Konzept & Markt GmbH
1) Andere Suchmaschinen, Foren/Blogs, soziale Netzwerke
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Großbanken stehen vor neuer Milliardenstrafe

Dauerbrenner und Nischen
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Onlinekäufe nach Branchen in Prozent1)

Medien (Bücher, CDs, DVDs)

Mode, Schuhe, Accessoires

Elektrogeräte

Medikamente, Arzneimittel

Reisen, Hotels, Flüge

Lebensmittel

Tiernahrung und Zubehör

Auto-Teile und -Zubehör

Wein & Spirituosen

Quelle: Konzept & Markt GmbH
1) in den vergangenen zwölf Monaten; Mehrfachnennungen möglich

F.A.Z.-Grafik Kaiser

Der Preis als Richtwert
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Welche Vorteile Onlineshopper sehen (in Prozent)1)

Günstige Preise

Bequemlichkeit

Lieferung nach Hause

Große Auswahl

24-Stunden-Verfügbarkeit

Gute Such-/Vergleichsmöglichkeiten

Quelle: Konzept & Markt GmbH
1) gegenüber dem stationären Einkauf; Mehrfachnennungen möglich

F.A.Z.-Grafik Kaiser


